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1. Nachtragshaushaltssatzung

der Gemeinde Kirchbrak für das Haushaltsjahr 2011

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat
der Rat der Gemeinde Kirchbrak in der Sitzung am 21. Dezember 2011 folgen-
de 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011 beschlossen:

§1

Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan werden

erhöht     vermindert
um             um

und damit der Gesamtbe-
trag des Haushaltsplanes
einschl. Nachtrages
gegenüber     nunmehr
bisher         festge-

setzt auf

a) im Verwaltun,qshaushalt
die Einnahmen
die Ausgaben

9,500                  --                   592.100            601.600
23.500         --         592.100      615.600

b) im Vermöqenshaushalt
die Einnahmen
die Ausgaben

5.100         --          10.700       15.800
5.100         --          10.700       15.800

§2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veran-
schlagt.

§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite aufgenommen werden dürfen,
wird nicht geändert.
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§5

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert.

Kirchbrak, den 21. Dezember 2011

Gemeinde Kirchbrak

Bürgermeister
L.S,

gez. Brennecke
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Gemeinde Kirchbrak fiir das Haus-
haltsjahr 2011

Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Kirchbrak für das Haushaltsjahr
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 94 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) erfbrderliche Genehmi-
gung durch den Landkreis Holzminden ist am 12.08.2011 unter dem Aktenzeichen
(30) 15 14 02 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO in der Zeit

vom 21.05.2012     bis    30.05.2012

in der Gemeindeverwaltung Kirchbrak, Kirchweg 7, 37619 Kirchbrak, wälu'end der
Dienststunden öffentlich aus.

Kirchbrak, den 24.04.2012

gez. Brennecke

Bürgermeister
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1. Nachtragshaushaltssatzung

der Samtgemeinde Bodenwerder-Polle für das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)hat
der Rat der Samtgemeinde Bodenwerder-Polle in der Sitzung am 22. März 2012 folgende 1.
Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§1

Mit dem 1. Nachtragshaushaitsplan werden

i
I!i

_{

die bisherigen
festgesetzten

erhöht

!
i
i
!
I
i
I

vermindert

Gesamt-
beträge

-Euro-
2

um

Nachrichtlich:
Gesamtbetrag der Einzahlungen
des Finanzhaushalts
Gesamtbetrag der Auszahlungen
ides Finanzhaushalts
Rücklagenentnahme (in den
Einzahlungen enthalten)

!Finanzhaushalt
iEinzahlungen aus laufender
IVerwaltungstätigkeit
iAuszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit
Einzahlungen für
Investitionstätigkeit
Auszahlungen für
Investitionstätigkeit
Einzahlungen für
Finanzierungstätigkeit
Auszahlungen für
Finanzierungstätigkeit

6.893.300 .i

6.893.300
0
0

6.877.1O0

6.643.90O

339.200

837.500

268.100

3.000
• .

7.484.400

7.484.400

256.500

Ergebnishaushalt
ordentliche Erträge
ordentliche Aufwendungen
außerordentliche Erträge
außerordentliche Aufwendungen

-Euro-

3

i
731.700   i
731.700  i

o    i
o    i

!
i
i

510.000  if

582.700  i
!

514.ÿooi
J---1

16.400  i
J

0    i

o    i
i
r
i
!

1.024.700  i
f

599.100
i

453.1oo  i-

=
!
r
,      um

t

i
I

f   -Euro-
!

i        4..
!

0
0
0
0

0

268.100

3.000

268.100

3.000

-Euro-
5

7.625.000
7.625.000

0
0

7.387.100

7.226.600

853.900

853.900

8.241.000

8.080.500

709.600

und damit der
Gesamtbetrag

des
Haushaltsplans
einschließlich.
der Nachträge
festgesetzt auf
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§2

Der  Gesamtbetrag  der  vorgesehenen  Kreditaufnahmen  für  Investitionen  und
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegnüber der bisherigen
Festsetzung in Höhe von 268.100 Euro um 268.100 Euro vermindert und damit auf 0 Euro
neu festgesetzt.

§3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenüber der bisherigen
Festsetzung in Höhe von 100.000 Euro um 105.000 Euro erhöht und damit auf 205.000 Euro
neu festgesetzt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird
gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag in Höhe von 1.146.000 Euro um 85.000 Euro
erhöht und damit auf 1.231.000 Euro neu festgesetzt.

§5

Die bisherige Festsetzung der Samtgemeindeumlage wird nicht verändert.

§6

Der  bisherige  Höchstbetrag  für  unerhebliche  über-  und  außerplanmäßige
Aufwendungen im Ergebnishaushalt und unerhebliche über- und außerplanmäßige
Auszahlungen im Finanzhaushait wird nicht verändert.

Bodenwerder, den 23. März 2012

Samtgemeinde Bodenwerder-Polle

L.S,

Samtgemeindebürgermeister

gez. Joachim Lienig
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Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2012

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung der Samtgemeinde Bodenwerder-Polle für
das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 111 Abs. 3 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
i. V. m. § 15 Abs. 6 des Niedersächsischen Finanzausgleichsgesetzes erforderliche
Genehmigung ist durch den Landkreis Holzminden am//ÿ. 0 q. z_ÿ .{ z...     unter dem
Az.: ( _7,o).ÿ 5-J ÿ c z. erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 2-, o ÿ.zo«z_ bis .zo. 'ÿ.J'.Z_ÿ," z.._
im Rathaus, Münchhausenplatz 1, 37619 Bodenwerder, Zimmer 8, Montag bis Freitag von
08.30 Uhr- 12.00 Uhr sowie Montag, Dienstag und Donnerstag von 14.00 Uhr- 16.00 Uhr
zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Bodenwerder, den  2_ ÿ.. ÿ Lÿ. Z_o« z.

Der Samtgemeindebürgermeister
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Haushaltssatzung

der Gemeinde Holenberg für das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Ge-
meinde Holenberg in der Sitzung am 23.02.2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1.   im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1  der ordentlichen Erträge auf
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf

231.800 Euro
241.000 Euro

1.3  der außerordentlichen Erträge auf
1.4  der außerordentlichen Aufwendung auf

0 Euro
0 Euro

2.   im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

222.400 Euro
230.400 Euro

2.3  der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf
2.4  der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf

290.000 Euro
181.400 Euro

2.5  der Einzahlungen for Finanzierungstätigkeit auf
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf

0 Euro
0 Euro

festgesetzt.

[}2

Iÿ'edite für Investitionen und Investitionsf'örderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.

§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Hauslmltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 247.800 Euro festge-
setzt.
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§5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden fiJr das Haushaltsjahr 2012 wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer

2. Gewerbesteuer

1.1 für land- und forstwirtschafiliche Betriebe (Grundsteuer A) 323 v.H.

1.2 für die Gmndstücke (Grundsteuer B)                   323 v.H.

325 v.H.

§6

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen sind als unerheblich im Sin-
ne von § 117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr 2.500 € pro Buchungs-
stelle nicht überschreiten.

2. Als erheblich im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG gilt ein Fehlbetrag des Ergebnis-
haushalts, der drei Prozent des Gesamtvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haus-
haltsjahr übersteigt.

3. Als erheblich sind Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen im Sinne des § 115 Abs. 2
Nr. 2 NKomVG anzusehen, wenn sie im Einzelfall ein Prozent des Volumens der Gesamt-
aufwendungen bzw. Gesamtauszahlungen übersteigen.

Holenberg, 24.02.2012

GEMEINDE HOLENBERG

gez. Homeyer
1. stellv. Bürgermeister

L.S.                     gez. Moersener
Bürgermeister
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Bekanntmachunlÿ der Haushaltssatzunÿ der Gemeinde Holenberÿ
für das Haushalts jahr 2012

Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Holenberg tÿir das Haushaltsjahr 2012 whd
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die gemäß § 114 in Verbindung § 122 (2) des Nieders. Kommunalverfassungsgesetz
(NKomVG) erforderliche Genehmigung ist mit Nebenbestimmung durch den Landkreis
Holzminden am 21.03.2012 unter dem Aktenzeichen (30) 15 12 04 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 21.05.2012
bis 30.05.2012 in der Samtgemeindeverwaltung in Bevern, Angerstraße 13 A und im
Gemeindebüro im Dorfgemeinschafishaus in Holenberg während der Dienststunden
öffentlich aus.

Holenberg, 10.04.2012
gez. Moersener

(Bürgermeister)
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Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Haushaltssatzung der Gemeinde Heinade
für das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Heinade in der Sitzung am 21.03.2012
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag Saldo

1.1 der ordentlichen Erträge auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

419.900€
419.900 €

o€
13.1oo €

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit

2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

404.800 €
404.100 €

0€
7.500 €

0€
10.900 €

4O4.800 €
422.5OO {

1.3 der außerordentlichen Erträge
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf

o€

- 13.100 €

700 €

- 7.500 €

- 10.900 €

-17.700 €

§2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht
veranschlagt.
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§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr Liquiditätskredite zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf
67.400 € festgesetzt.

§5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012
wie folgt festgesetzt:

1 Grundsteuer
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf

330 v. H.
330 v. H.

2 Gewerbesteuer auf 350 v. H.

Heinade, 21.03.2012 gez. Ross

(Bürgermeister)

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

2.2 Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht
erforderlich.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG

vom 2 A. ÿÿ: ÿz bis zum 30, oÿ-. .2012

während der Öffnungszeiten im Büro der Gemeinde Heinade zur Einsichtnahme
öffentlich aus.

Heinade, 2ÿ o, O 9, 7__ o,4 z_ gez. Ross

(Bürgermeister)
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Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Haushaltssatzung der Gemeinde Dielmissen
für das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Dielmissen in der Sitzung am 22.03.2012
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der außerordentlichen Erträge
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender VenNaltungstätigkeit

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit

2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes

301.100 €
301.100€

o€
o€

281.700€
308.100 €

7.000 €
1.200 €

o€
1.200 €

288.700 €
310.500 €

Saldo

o€

o€

- 26.400 €

5.800 €

- 1.200 €

- 21.800 €

§2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht
veranschlagt.
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§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr Liquiditätskredite zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf
46.900 € festgesetzt.

§5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012
wie folgt festgesetzt :

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)

340 v. H.
340 v. H.

2. Gewerbesteuer 350 v. H.

Dielmissen, 22.03.2012

gez. Krause

(Bürgermeister)

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaitssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

2.2 Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht
erforderlich.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG

vom 2.A 0ÿ ,ÿ2bis zum 30. oÿ.2012

bei der Gemeinde Dielmissen, Am Schlagbaum 12, 37633 Dielmissen während
der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.

gez. Krause
Dielmissen, den ,4 o. o .ÿ". 7_._ oA z.

(Bürgermeister)
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Haushaltssatzung

der Gemeinde Negenborn für das Haushaltsjahr 2012

Aufgtamd des § 112 des Niedersächsischen Konmmnalverfassungsgesetz (NKomVG) hat der Rat
der Gemeinde Negenborn in der Sitzung am 28.03.2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1.   im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1  der ordentlichen Erträge auf
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf

348.700 Euro
348.700 Euro

1.3  der außerordentlichen Erträge auf
1.4  der außerordentlichen Aufwendung auf

0 Euro
0 Euro

2.   im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1   der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

341.000 Euro
330.600 Euro

2.3  der Einzahhmgen für Investitionstätigkeit auf
2.4  der Auszahlungen ffir Investitionstätigkeit attf

45.000 Euro
2.900 Euro

2.5  der Einzahlungen fiir Finanzierungstätigkeit auf
2.6  der Auszahlungen fiir Finanzierungstätigkeit auf

0 Euro
0 Euro

festgesetzt.

§2

Kredite für Investitionen und hwestitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.

§3

Verpflichtungsennächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Auszahlungen in Anspÿÿlch genommen werden dfirfen, wird auf 56.000 Euro festge-
setzt.
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§5

Die Steuersätze (Hebesätze) fiir die Realsteuem werden fiir das Haushaltsjalu 2012 wie folgt
festgesetzt:

1. Grtmdsteuer

2. Gewerbesteuer

1.1 fitr land- und forstwirtschaflliche Betriebe (Gnmdsteuer A)

1.2 fiir die Grundstücke (Glÿmdsteuer B)

323 v.H.

323 v.H.

325 v.H.

§6

1. Über- und auflelplamaaäßige Aufwendungen bzw. Auszahhmgen sind als unerheblich im Sin-
ne von § 117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjatu" 2.500 € pro Buchungs-
stelle nicht überschreiten.

2. Als erheblich im Simae des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG gilt ein Fehlbetrag des Ergebnis-
haushalts, der drei Prozent des Gesamtvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haus-
haltsj alu" übersteigt.

3. Als edleblich sind Mehraufwendungen bzw. Metu'auszahlungen im Simle des § 115 Abs. 2
Nr. 2 NKomVG anzusehen, wema sie im Einzelfall ein Prozent des Volumens der Gesamt-
außvendungen bzw. Gesamtauszahlungell übersteigen.

Negenbom, 29.03.2012

GEMEINDE NEGENBORN

gez. Alu'ens

1. stellv. Bürgermeister
gez. Harling

L.S.                       Bfirgermeister
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Gemeinde Negenborn
fiir das Haushalts[ahr 2012

Die vorstehende Haushaltssatzung des Gemeinde Negenbom fiir das Haushaltsjahr 2012 wird
hielnlit öffentlich bekmmt gemacht.

Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 2 .t. oÿ: Z ¢..,-t 2__

bis 50 o ÿ ZO.,L  in der Gemeindeverwaltung Negenborn, Schulstr.12, 37643
Negenbom, während der Dienststtmden öffentlich aus.

Negenborn, Z (o • 0 et, 7._o. « 7___

gez. Harling
(Bürgermeister)
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Verordnung

über die Öffinmg der Verkaufsstellen in der Stadt Stadtoldendot'f anlässlieh der
verkaufsoffenen Sonntage am 13.5.2012 sowie am 9.9.2012

Aufgrund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladensehluss vom 28.11.1956 (BGBI. 1 S.
875) ha der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit Ziffer 4.9 der Anlage 2 der
Verordnung über die Regeltmg von Zuständigkeiten im Gewerbe- und Arbeitsschutza'eeht
sowie in anderen Reehtsgebieten (Zust. VO GewAR 1991) vom 19.12.1990 (Nieders. GVBI.
S. 491) hat der Samtgemeindeausschuss der Samtgemeinde Eschershausen-Stadtoldendorf am
3.5.2012 folgende Verordnung erlassen:

§1

Am Solmtag, dem 13.5.2012 sowie am 9.9.2012 dürfen die in der Stadt Stadtoldendorf
gelegenen Verkaufsstellen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 UIu" geöffnet sein.

§2

Die Verordmmg tritt am Tage nach iluer Veröffentlichung in Ka'afl.

Stadtoldendorf, den 3.5.2012

Samtgemeinde E! St     1chershausen- adtolden( orf

/
gez Anders

(Samtgemeindebürgermeister)
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Satzung

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Dielmissen

Aufgrund der §§ 10, 98 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nieders.
GVBI. S. 576) und des § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes
(NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds.GVBI. S. 41) zuletzt geändert
durch Gesetz vom 13.05.2009 (Nds. GVBI. S. 191) hat der Rat der Gemeinde
Dielmissen in seiner Sitzung vom 24.04.2012 folgende Satzung beschlossen:

§1
Beitra.qsfähi.qe Maßnahmen

(1)Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung Ver-
besserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffent-
liche Einrichtungen) erhebt die Gemeinde Dielmissen sofern Erschließungsbei-
träge nach den §§ 127 ff BauGB nicht erhoben werden können - nach Maßga-
be dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentümern, denen die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirt-
schaftliche Vorteile bietet.

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege und die
anderen Straßen im Außenbereich, die die Gemeinde für den öffentlichen Ver-
kehr gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG).

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne
Ausbaumaßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für be-
stimmte Teile einer Maßnahme (Aufwandsspaitung) oder für einen selbständig
nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden durch das Bau-
programm bestimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos
festgelegt.

§2
Umfanq des beitra.qsfähigen Aufwandes

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenko-
sten) der für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung
der öffentlichen Einrichtungen benötigten Grundflächen; dazu gehört auch
der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten
Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Fläche;
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3, für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahr-
bahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Ver-
tiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwen-
dungen und Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

4, für
a)
b)
c)
d)
e)
f)

g)
h)

die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von
Randsteinen und Schrammborden,
Rad- und Gehwegen,
Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
niveaugleichen Mischflächen,
Beleuchtungseinrichtungen,
Rinnen- und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der
öffentlichen Einrichtungen,
Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und
Grünanlagen soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind;

5. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von We-
gen, Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3;

6. der Fremdfinanzierung;

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maß-
nahme bewirkten Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind;

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung.

9. für die vom Personal der Gemeinde für die Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 zu
erbringenden Werk- und Dienstleistungen.

§3
Ermittlunq des beitragsfähiflen Aufwandes

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwand für

1. Böschungen, Schutz-und Stützmauern,

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus,

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.
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§4
Anteil der Gemeinde am beitra.qsfähigen Aufwand

(i) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inan-
spruchnahme der öffentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils von
dem beitragsfähigen Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil.
Den übrigen Teil des beitragsfähigen Aufwandes tragen die Beitragspflichtigen
und die Gemeinde, soweit sie Eigentümerin oder Erbbauberechtigte eines be-
rücksichtigungsfähigen Grundstücks ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung durch die
Allgemeinheit auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsfähigen Aufwand
beträgt:

1, bei öffentlichen Einrichtungen, die überwie-
gend dem Anliegerverkehr dienen, sowie bei
verkehrsberuhigten Wohnstraßen 45 v.H.,

2, bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem
innerörtlichen Verkehr

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-
und Sicherheitsstreifen sowie Böschungen,
Schutz-und Stützmauern, Radwege, Busbuchten
und Bushaltestellen

b) für kombinierte Rad- und Gehwege
c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde

sowie für Grünanlagen als Bestandteil der
öffentlichen Einrichtung

d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen
zur Straßenentwässerung

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne
Busbuchten und Bushaltestellen

f)  für niveaugleiche Mischflächen

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

3, bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend
dem Durchgangsverkehr dienen,

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-
und Sicherheitsstreifen sowie Böschungen,
Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und
Bushaltestellen

b) für kombinierte Rad- und Gehwege
c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde

sowie für Grünanlagen als Bestandteil der
öffentlichen Einrichtung

d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen
zur Straßenentwässerung

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne
Busbuchten und Bushaltesteilen

70 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,

50 v.H.,
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(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt
hat, zunächst zur Deckung der Anteile der Gemeinde zu verwenden.

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflich-
ten durch eine ergänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen,
wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung sprechen.

§5
Verteilung des umlaqefähi,qen Ausbauaufwands

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen
aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Ein-
richtung oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksichtigungs-
fähige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke er-
folgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der Ver-
vielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den §§ 6 und 7
maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im
bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grund-
stücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 6. Für die übrigen Flächen - einschließlich der im Außen-
bereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, der Grenze
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder einer Tiefenbegrenzungslinie
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes
und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausrei-
chen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei
Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen,
die Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB be-
steht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortstei-

les (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und

teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der
öffentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Ab-
stand von 50 m zu ihr verläuft;
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5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen
Einrichtung und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand ver-
läuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht;

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die

1 . nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar
sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten)
oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt wer-
den,

oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen ent-
sprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise
nutzbar sind (landwirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zu-
grunde zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§6
Nutzun.qsfaktoren für Baulandqrundstücke pp.

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken,
die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse
bestimmt•

Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vor-
schriften Voligeschosse sind. Kirchengebäude und Biogasanlagen werden stets
wie eine Bebauung mit einem Vollgeschoss behandelt. Besteht im Einzelfall
wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i.S. der
Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten
Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich ge-
nutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe)
als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je wei-
teres Vollgeschoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Voligeschosse gilt- jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 be-
stimmten Flächen- bei Grundstücken,

1 ° die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen
(§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2),
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-

schosse;
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und
Sondergebieten i.S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen
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anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäude-
höhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruchzahlen
ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festge-
setzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei
bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf
ganze Zahlen aufgerundet wird;

d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errich-
tet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festge-
setzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festge-
setzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch
die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist,
der in der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tat-
sächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a-c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse  nach  Nr.  1  lit.  a)  bzw.
lit. d) - g) oder die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl
nach  Nr.   1   lit.  b)  bzw.   lit.   c)  überschritten  wird,  die
tatsächlich  vorhandene  Zahl  der  Vollgeschosse  bzw.  die  sich
nach  der  tatsächlich  vorhandenen  Bebauung  ergebenden  Be-
rechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb
des   im   Zusammenhang   bebauten   Ortsteiles   liegen   (§   5
Abs. 3 Nr. 3 bis Nr. 5), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-

se,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vor-
handenen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird
vervielfacht mit

1, 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4
und § 4 a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6
BauNVO) oder Sondergebiete i. S. von § 10 BauNVO oder ohne ausdrückli-
che Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwie-
gend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnli-
chen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Pra-
xen für freie Berufe) genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7
BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO)
oder Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt.
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§7
Nutzunqsfaktoren für Grundstücke mit sonstiqer Nutzung

(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken,
die

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht bau-
lich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B.
Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden    0,5,

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festset-
zungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren
Wasse rflächen                   0,0167,

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gar-
tenland                             0,0333,

cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.)            1,0,
was auch dann gilt, wenn sich auf Teilflächen von
ihnen Windkraft- oder selbstständige Photovoltaik-
anlagen befinden,

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen
Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden
(z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,
Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung)          0,5,

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hof-
stellen einschließlich der auf ihnen im Rahmen der
landwirtschaftlichen Nutzung betriebene Biogas-
anlagen oder landwirtschaftliche Nebengebäude (z.B.
Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche,
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl
0,2 ergibt,                                          1,0,
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und
jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss,
für die Restfläche gilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Be-
bauung besteht, für eine Teilfläche, die sich rech-
nerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,               1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes
weitere tatsächlich vorhandene Voligeschoss,
für die Restfläche gilt lit. b),

e) auf ihnen außerhalb von landwirtschaftlichen
Hofstellen Biogasanlagen gewerblich betrieben
werden, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grünfläche der Einrichtung der Biogasanlage
geteilt durch die Grünflächenzahl 0,2 ergibt,               1,5
für die Restfläche gilt lit. a),
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f)

g)

sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine
Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund-
fläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2 ergibt,
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und
jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss,
für die Restfläche gilt iit. a),
sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer
Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die
von der Satzung erfassten Teilflächen
aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks-

oder Gewerbebetrieben dienen,
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite
und jedes weitere tatsächlich vorhandene
Vollgeschoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite
und jedes weitere tatsächlich vorhandene
Vollgeschoss,

cc) ohne Bebauung
für die Restfläche gilt lit. a).

1,5

1,5

1,0

1,0

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 Abs. 1.

§8
Aufwandsspaltun.q

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenbaubeitrag
selbständig erhoben werden für

1. die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung,

2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme,

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn,

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege
oder eines von ihnen,

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege
oder eines von ihnen,

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter
Rad- und Gehwege oder eines von ihnen,

7. die  Herstellung,  Erweiterung,  Verbesserung  oder  Erneuerung  der
Oberflächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuch-
tungseinrichtungen der öffentlichen Einrichtung,
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9. die  Herstellung,  Erweiterung,  Verbesserung  oder  Erneuerung  der
Parkflächen,

10. die  Herstellung,  Erweiterung,  Verbesserung  oder  Erneuerung  des
Straßenbegleitgrüns.

§9
Entstehunq der Beitraqspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Been-
digung der Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Auf-
wandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Bei-
tragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch
mit dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die
technischen Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bau-
programm fertiggestellt sind und der Aufwand berechenbar ist.

{}10
Vorausleistunqen

Auf  die  künftige  Beitragsschuld  können  angemessene  Vorausleistun-
gen verlangt werden, sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen
worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu ver-
rechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.

{}11
Beitra.qspflichti.qe

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht
belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflich-
tig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs-und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines
Erbbaurechts  auf  diesem  und  im  Falle  von  Abs.   1   S.  3
Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.
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§12
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt.

§13
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden ei-
nen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§14
Ablösung

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablö-
sung durch Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme i.S.
von § 1 entstehende Ausbauaufwands anhand von bereits vorliegenden Unter-
nehmerrechnungen und im übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie
den Kosten für den Ausbau von Teileinrichtungen bei vergleichbaren öffentli-
chen Einrichtungen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auf die
Grundstücke zu verteilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme
der betreffenden öffentlichen Einrichtung besteht.

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abge-
golten.

§15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung vom 01.01.1991 außer Kraft.

Dielmissen, d. 24.04.2012
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Stadt Bodenwerder
Az.: (60) 61 26 02

Bodenwerder, 02.05.2012

Bekanntmachunq
Der Rat der Stadt Bodenwerder hat in seiner Sitzung am 08.03.2012 die 2. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 016 "Steinbrink,, bestehend
Planzeichnung und den textlichen Festsetz.ungen im vereinfachten  aus der

Verfahren
gemäß §§ 13 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung und die Begründung

gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beschlossen.

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist in dem nachstehenden Kar-

tenausschnitt gekennzeichnet:
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Mit dieser Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Holzminden tritt die 2.
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 016 "Steinbrink" gemäß § 10 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan mit Begründung liegt bei der Stadt Bodenwerder- Bauamt-,
Münchhausenplatz 3, 37619 Bodenwerder, öffentlich aus und kann dort während
der Dienststunden eingesehen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass Verletzungen von Verfahrens- und Formvor-
schriften des BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplanes gemäß §§
214, 215 Abs. 1 Nr. 1 BauGB unbeachtlich sind, wenn sie nicht schriftlich unter
Bezeichnung der Verletzung innerhalb von zwei Jahren seit Eintreten der Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplanes gegenüber der Stadt Bodenwerder geltend
gemacht werden. Unbeachtlich sind nach § 215, Abs. 1, Nr. 2 BauGB Mängel der
Abwägung, sofern sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung
des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Bodenwerder geltend ge-
macht wurden. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

Gemäß § 44, Abs. 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung
verlangen, wenn die in den §§ 39, 40 und 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit des Anspruchs kann dadurch herbeige-
führt werden, dass die Leistung der Entschädigung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Der Stadtdirektor
Im Auftrag

gez. Steife
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FleHten Delligsen
Fachbereich 3
Verwaltung uIKl Bau \

,\

Delligsen, den 25. April 2012

Bauleitplanung des Fleckens Deiligsen;
Bebauungsplan NJ'. 2.14 ,M(ihlenbrink",
1.vereinfachte Änderung, Ortschaft Delligsen;
Satzungsbeschluss

Der Rat des Fleckens Delligsen hat die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungs-
plan Nr. 2.14 ,Mühlenbrink", Odschaft Delligsen, am 14.03.2011 als Satzung nach
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. I
S.2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I
S. 1509), beschlossen.
Die vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes wird gemäß dem Baugesetzbuch
(BauGB) bekannt gemacht.

Das Gebiet eies Bebauungsplanes Nr. 2.14 ,MQhlenbrink", 1 vereinfachte Änclerung,
wird, wie auf dem Übersichtsplan dargestellt, begrenzt.
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Die Satzung einschließlich ihrer Begr(in(tung sowie die zLJsanlmenfassende Erklä-
rung kann im Rathaus des Fleckens Delligsen, Fachbereich 3 -Velwaltung und BaLl-,
Zimmer 23, während (ler Dienststunden eingesehen werden.

Jedermann kann über den Inhalt der Satzung auch Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntnlachullg tritt die Satzung in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in ss 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3 Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- und Fornlvorschriften dann unbeachtlich
ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber dem Flecken Delligsen geltend gemacht worden ist. Gleiches gilt für eine
unter Berücksichtigung des § 2i4 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung (ler Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes
sowie for nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beaclltliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs.

Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften begründen soll, ist darztllegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB Qber die Ent-
schädigurlg von durch die Satzung eintretenden Vermögensnachteilen sowie über
die Fälligkeit und (las Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hin-
gewiesen.


